
Stand: 18.03.2026 07:54:52

Vorgangsmappe für die Drucksache 18/16684

"Kindergesundheit stärken: mehr Prävention, mehr Vorsorgeuntersuchungen, mehr Flexibilität"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 18/16684 vom 23.06.2021

2. Plenarprotokoll Nr. 86 vom 24.06.2021

3. Beschlussempfehlung mit Bericht 18/18830 des GP vom 13.07.2021

4. Beschluss des Plenums 18/19090 vom 23.11.2021

5. Plenarprotokoll Nr. 97 vom 23.11.2021



 

18. Wahlperiode 23.06.2021 Drucksache 18/16684 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Prof. Dr. Winfried Bausback, Alexander König, 
Tobias Reiß, Tanja Schorer-Dremel, Bernhard Seidenath, Thomas Huber, Barbara 
Becker, Alfons Brandl, Matthias Enghuber, Karl Freller, Petra Högl, Dr. Marcel 
Huber, Andreas Jäckel, Jochen Kohler, Dr. Beate Merk, Martin Mittag, Dr. Stephan 
Oetzinger, Helmut Radlmeier, Andreas Schalk, Sylvia Stierstorfer und Fraktion 
(CSU) 

Kindergesundheit stärken: mehr Prävention, mehr Vorsorgeuntersuchungen, 
mehr Flexibilität  

Der Landtag wolle beschließen: 

Corona ist eine Belastung für unsere Kinder und Jugendlichen. Der Landtag würdigt die 
vielfältigen Anstrengungen der Staatsregierung und mit ihr des Landesamts für Ge-
sundheit und Lebensmittelsicherheit im Bereich der Kinder- und Jugendgesundheit. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, in ihren Bestrebungen nicht nachzulassen und 
die Prävention weiter zu stärken. Dazu bedarf es 

─ mehr Vorsorgeuntersuchungen als Krankenkassenleistung. Die Kinder-Richtlinie 
des Gemeinsamen Bundesausschusses muss um die Vorsorgeuntersuchungen 
U10 und J2 ergänzt und damit wie die Vorsorgeuntersuchungen U1 bis U9 sowie 
J1 Krankenkassenleistung werden. 

─ höherer Teilnahmequoten der Kinder an den Vorsorgeuntersuchungen. Gemein-
sam mit den Kinder- und Jugendärzten sollen diese weiter verbessert werden, ge-
rade dort, wo noch Nachhol- und Verbesserungsbedarf besteht. So wird die Staats-
regierung aufgefordert, ihre zielgruppen- und herkunftsspezifische Information und 
Motivation fortzusetzen und – z. B. im Rahmen des interkulturellen Gesundheits-
projekts „Mit Migranten für Migranten“ (MiMi) – im Rahmen vorhandener Stellen und 
Mittel zu vertiefen und auszubauen. 

─ höherer Teilnahmequoten der Jugendlichen an den Vorsorgeuntersuchungen (J1 
und J2). Die Krankenkassen sollten ermuntert werden, die Eltern bzw. Jugendlichen 
über die J1 und J2 zu informieren und an die Teilnahme zu erinnern. 

─ mehr Flexibilität für die vorgegebenen Zeitfenster der U6 (zehnter bis zwölfter Le-
bensmonat) bis U9 (60. bis 64. Lebensmonat) und einer Verstetigung der Ausnah-
men, wie sie derzeit durch die Coronapandemie möglich sind. Die Staatsregierung 
wird gebeten, über die Erfahrungen zu berichten und sich auf Bundesebene dafür 
einzusetzen, dass diese Flexibilisierung beibehalten wird. 

 

 

Begründung: 

Die Gesundheit von Kindern kann durch Gesundheitsförderung und Prävention beson-
ders nachhaltig gestärkt werden. Die Gesundheitsuntersuchungen für Kinder und Ju-
gendliche (aktuell U1 bis U9 sowie J1) sind ein wichtiger Baustein zur gesunden kindli-
chen Entwicklung. Gerade in den ersten Lebensjahren machen Kinder gewaltige Ent-
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wicklungsschritte. Es ist wichtig, dass bei den „U“-Untersuchungen der allgemeine Ge-
sundheitszustand und die altersgemäße Entwicklung eines Kindes regelmäßig ärztlich 
überprüft werden. So können mögliche Probleme oder Auffälligkeiten frühzeitig erkannt 
und behandelt werden. 

Aufgrund der guten Erfahrung der U1 bis U9 sowie J1 sollten auch die weiteren U-
Untersuchungen U10 und J2 endlich Krankenkassenleistung werden. Das gilt insbe-
sondere im Hinblick auf die psychische Belastung, die die Coronapandemie für unsere 
Kinder und Jugendlichen mit sich bringt. Hier bedarf es mehr Präventionsanstrengun-
gen. 

Deshalb ist es auch wichtig, die Teilnahmequoten der Kinder und Jugendlichen durch 
weitere zielgruppenspezifische Information und Motivation zu steigern, zumal aufgrund 
der Coronakrise einige Vorsorgeuntersuchungen für Kinder nach vorheriger Rückspra-
che mit dem Arzt verschoben werden konnten. Diese Regelung ist zunächst bis zum 
30. September 2021 befristet. Deshalb ist jetzt der richtige Zeitpunkt für eine Bilanz bzw. 
einen Bericht, ob diese Flexibilisierung beibehalten werden kann bzw. soll. Erinnerungs-
schreiben an die Eltern bzw. Jugendlichen durch die Krankenkassen könnten dazu bei-
tragen, die deutlich unter den Teilnahmequoten an der U1 bis U9 liegenden J1-Teilnah-
mequoten zu steigern. 



Der Dringlichkeitsantrag der FDP betreffend "Maskenpflicht an Schulen bei allgemein 

niedriger Infektionsgefahr aussetzen" auf Drucksache 18/16683 sowie die Dringlich-

keitsanträge auf den Drucksachen 18/16684 bis 18/16689 und 18/16785 werden im 

Anschluss an die heutige Sitzung in den jeweils zuständigen federführenden Aus-

schuss verwiesen.

Die noch offenen Punkte 11 mit 14 der heutigen Tagesordnung werden auf eine der 

nächsten Sitzungen verschoben.

Ich danke für die konzentrierten Beratungen. Ich wünsche Ihnen allen einen schönen 

Abend. Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 18:15 Uhr)

Protokollauszug
86. Plenum, 24.06.2021 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 27



 

18. Wahlperiode 13.07.2021 Drucksache 18/18830 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bay-
ern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfü-
gung. 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, 
Prof. Dr. Winfried Bausback, Alexander König u.a. und Fraktion (CSU) 
Drs. 18/16684 

Kindergesundheit stärken: mehr Prävention, mehr Vorsorgeuntersuchungen, 
mehr Flexibilität  

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

1. Im zweiten Spiegelstrich werden am Ende von Satz 2 nach dem Wort „auszu-
bauen“ die Wörter „und diese Informationen auch mehrsprachig und in leichter 
Sprache zur Verfügung zu stellen“ angefügt. 

2. Im vierten Spiegelstrich wird im Satz 2 nach dem Wort „sich“ das Wort „gege-
benenfalls“ eingefügt. 

Berichterstatterin: Dr. Beate Merk 
Mitberichterstatterin: Kerstin Celina 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Gesundheit und Pflege fe-
derführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Dringlich-
keitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 60. Sit-
zung am 13. Juli 2021 beraten und e i n s t im m i g  mit den in I. enthaltenen 
Änderungen Zustimmung empfohlen.  

Bernhard Seidenath 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Prof. Dr. Winfried 
Bausback, Alexander König, Tobias Reiß, Tanja Schorer-Dremel, Bernhard 
Seidenath, Thomas Huber, Barbara Becker, Alfons Brandl, Matthias Enghuber, 
Karl Freller, Petra Högl, Dr. Marcel Huber, Andreas Jäckel, Jochen Kohler, 
Dr. Beate Merk, Martin Mittag, Dr. Stephan Oetzinger, Helmut Radlmeier, Andreas 
Schalk, Sylvia Stierstorfer und Fraktion (CSU) 

Drs. 18/16684, 18/18830 

Kindergesundheit stärken: mehr Prävention, mehr Vorsorgeuntersuchungen, 
mehr Flexibilität  

Corona ist eine Belastung für unsere Kinder und Jugendlichen. Der Landtag würdigt die 
vielfältigen Anstrengungen der Staatsregierung und mit ihr des Landesamts für Ge-
sundheit und Lebensmittelsicherheit im Bereich der Kinder- und Jugendgesundheit. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, in ihren Bestrebungen nicht nachzulassen und 
die Prävention weiter zu stärken. Dazu bedarf es 

─ mehr Vorsorgeuntersuchungen als Krankenkassenleistung. Die Kinder-Richtlinie 
des Gemeinsamen Bundesausschusses muss um die Vorsorgeuntersuchungen 
U10 und J2 ergänzt und damit wie die Vorsorgeuntersuchungen U1 bis U9 sowie 
J1 Krankenkassenleistung werden. 

─ höherer Teilnahmequoten der Kinder an den Vorsorgeuntersuchungen. Gemein-
sam mit den Kinder- und Jugendärzten sollen diese weiter verbessert werden, ge-
rade dort, wo noch Nachhol- und Verbesserungsbedarf besteht. So wird die Staats-
regierung aufgefordert, ihre zielgruppen- und herkunftsspezifische Information und 
Motivation fortzusetzen und – z. B. im Rahmen des interkulturellen Gesundheits-
projekts „Mit Migranten für Migranten“ (MiMi) – im Rahmen vorhandener Stellen und 
Mittel zu vertiefen und auszubauen und diese Informationen auch mehrsprachig und 
in leichter Sprache zur Verfügung zu stellen. 

─ höherer Teilnahmequoten der Jugendlichen an den Vorsorgeuntersuchungen (J1 
und J2). Die Krankenkassen sollten ermuntert werden, die Eltern bzw. Jugendlichen 
über die J1 und J2 zu informieren und an die Teilnahme zu erinnern. 

─ mehr Flexibilität für die vorgegebenen Zeitfenster der U6 (zehnter bis zwölfter Le-
bensmonat) bis U9 (60. bis 64. Lebensmonat) und einer Verstetigung der Ausnah-
men, wie sie derzeit durch die Coronapandemie möglich sind. Die Staatsregierung 
wird gebeten, über die Erfahrungen zu berichten und sich gegebenenfalls auf Bun-
desebene dafür einzusetzen, dass diese Flexibilisierung beibehalten wird. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring



Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Vorab ist über den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Bil­

dungsarbeit im Kampf gegen Antisemitismus stärken – Empfehlungen des Antisemitis­

musbeauftragten adäquat umsetzen" auf der Drucksache 18/13178 gesondert abzu­

stimmen. Der federführende Ausschuss für Bildung und Kultus empfiehlt Ablehnung.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 

Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP. Die Gegenstim­

men bitte ich anzuzeigen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER 

und der AfD. Stimmenthaltungen? – Das ist der Abgeordnete Plenk (fraktionslos). 

Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Nun kommen wir zur Gesamtabstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungs­

grundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. Gibt es Gegenstimmen? – Nein. 

Stimmenthaltungen? – Der Abgeordnete Plenk (fraktionslos). Damit übernimmt der 

Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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